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BIDEN – RÜSTUNG – CHINA ̶ FRIEDEN

Bestenfalls Rüstungskontrolle
aber keine Abrüstung

Viel Lob erhielt die Biden-Regierung für die Zustim-
mung zur Verlängerung des neuen START Vertra-
ges mit Russland über die Begrenzung von
Langstreckenraketen um fünf Jahre bis 2026. Das ist
zweifelsohne ein wichtiger Schritt zur Stabilisierung
der Aufrüstung in dieser Waffenkategorie. Er bedeu-
tet aber nicht Abrüstung. Kleinere weitere Schritte
wären, dass sich die USA in der neuen Nukleardok-
trin zu einem Nichtersteinsatz von Nuklearwaffen
verpflichten und sie als alleinige Abschreckungswaf-
fen einstufen würden. Sie könnten auch den umfas-
senden nuklearen Teststopp (CTBT) ratifizieren. Die
technische Entwicklung läuft allerdings in eine an-
dere Richtung. Die Modernisierung der Nuklearwaf-
fen schreitet voran, die Sprengköpfe werden kleiner
und daher auch einsetzbarer, die Waffen zerstöreri-
scher, wie die für 2029 geplante 100 Milliarden Dol-
lar „ground-based strategic deterrence“ (GBSD)
Interkontinentalrakete.(1)

Friedenspolitische Konsequenzen
des Konfliktes der USA mit China

Geopolitisch wird der Konflikt der USA mit China
eher zu- als abnehmen. Die USA unter Biden wollen
unter allen Umständen verhindern, dass China wirt-
schaftlich und auch militärisch gleichzieht.(2) Frie-
denspolitisch kann das in einer Katastrophe enden,(3)

weil das Ziel nur das Streben nach amerikanischer

Dominanz oder der militärischen Sieg sein kann,
zwei Entwicklungen, die China aber unter allem Um-
ständen verhindern will. Eine erzwungene Blockbil-
dung könnte ein weiteres Ergebnis sein. Sechzig
Prozent der Europäer wollen in diesen Konflikt aber
nicht hineingezogen werden und sich neutral verhal-
ten.(4)

Zögern beim Nuklearabkommen mit dem Iran

Präsident Biden hat angekündigt, die Entscheidung
seines Vorgängers, das Nuklearabkommen mit dem
Iran (JCPOA) zu verlassen, zu revidieren und dem
Abkommen wieder beizutreten. Nach seinem Amts-
antritt schien es jedoch, dass ihn der Mut verlassen
hat. Wegen des innenpolitischen Widerstandes der
Gegner des Abkommens und Israels zögert er, diese
Ankündigung umzusetzen. Sie fordern, das regionale
Verhalten des Iran in das Nuklearabkommen einzu-
beziehen, etwas was es in der Geschichte der Rü-
stungskontrolle noch nie gab. Solche Befürchtungen
der Demokraten haben in der Vergangenheit dazu
geführt, dass Präsident Johnsons den Vietnamkrieg
1964 eskalierte, und dass die meisten demokrati-
scher Senatoren (einschließlich Biden) dem fatalen
Krieg gegen den Irak 2003 zustimmten. Dennoch
bleibt wenig Zeit, bevor sich der Iran selbst nicht
mehr hinhalten lässt, weitere Schritte vom JCPOA
entfernt und sich politisch und wirtschaftlich Asien,
China und Russland zuwendet. Im Gegenteil, Biden
müsste einen großen Schritt wagen und diplomati-
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sche Beziehungen mit dem Iran aufnehmen, was
auch die Rückkehr zum JCPOA wesentlich erleich-
tern würde. Biden muss die Sanktionsdrohungen
gegen europäische Unternehmen aufheben, die Ge-
schäftsbeziehungen mit dem Iran aufnehmen wollen,
wenn er die vielfach ausgesprochene Partnerschaft
mit Europa ernst nimmt. Diese Sanktionen verhin-
dern auch, dass Europa wieder eine selbständige
Politik mit dem Iran aufnehmen kann.

Die Ratifizierungen der Nuklearwaffenfreien
Zonen durch die USA stehen aus

Abrüstungspolitisch wären weitere Schritte erstre-
benswert. Die USA haben keines der Protokolle der
Verträge über nuklearwaffenfreie Zonen, außer die
des lateinamerikanischen Vertrages von Tlatelolco,
ratifiziert. Diese Protokolle enthalten die einzigen
Verpflichtungen von Nuklearwaffenstaaten gegen-
über den in diesen Zonen vertretenen Ländern, näm-
lich keine Nuklearwaffen gegen diese Länder
einzusetzen oder sie damit zu bedrohen. Damit wür-
den die sogenannten negativen Sicherheitsgarantien
(NSAs) für die USA rechtlich verpflichtend. Die Ad-
ministration Biden sollte diese Ratifikationen vorneh-
men. NSAs wären auch eine Geste guten Willens
gegenüber Nicht-Nuklearwaffenstaaten, da die USA,
wie die anderen Nuklearwaffenstaaten, den Vertrag
über das Verbot von Nuklearwaffen (TPNW) nicht
akzeptieren.
Wenn die USA die Protokolle der Nuklearwaffen-
freien Zone Zentralasien (Semipalatinsk) ratifizieren
würden, könnte das den Iran den Anreiz bieten, die-
ser Zone beizutreten. Der Iran hat mit den Ländern
Zentralasiens historisch und kulturell sehr enge Be-
ziehungen. Ebenso könnten sich die arabischen
Staaten der nuklearwaffenfreien Zone Afrika (Pelin-
daba) anschließen. Es entstünde ein nuklearwaffen-
freier Gürtel von der Mongolei(5) bis Afrika. Die

Sinnhaftigkeit von Israels Nuklearwaffen würde in-
ternational in Frage gestellt, da es nicht mehr mit Nu-
klearwaffen aus diesen Zonen bedroht werden kann.
Derartige Schritte würden einer Nuklearwaffenfreien
Zone im Mittleren Osten (MWFZME) näherkommen,
die bisher von den USA und Israel verhindert wurde.

Friedenspolitische Perspektiven

Aus friedenspolitischer Perspektive wünschenswert
wäre, dass die Administration Biden zumindest auf
den Ersteinsatz von Nuklearwaffen verzichtet, die
Protokolle der Nuklearwaffenfreien Zonen ratifiziert
und damit die negativen Sicherheitsgarantien recht-
lich macht. Engagement und nicht Konfrontation
muss die Politik gegenüber China sein. US-Präsident
Nixons Reise nach China 1972 könnte ein Vorbild
sein. Ebenso muss der Iran diplomatisch anerkannt
und wirtschaftlich integriert und nicht isoliert werden.
Ein Beweis dafür, dass die Partnerschaft mit Europa
ernst gemeint ist, dass Biden die Sanktionsdrohun-
gen gegenüber Europa aufhebt.

Univ. Prof Dr. Heinz Gärtner ist Lektor an den
Universitäten Wien und Krems. Er ist Vorsitzen-
der des wissenschaftlichen Beirates des Interna-
tional Institute for Peace (IIP).

Aktueller denn je:

AUSSENPOLITIK

Heinz Gärtner

Internationale Sicherheit und
Frieden – Definitionen von A-Z, 3.
erweiterte und aktualisierte Auf-
lage

(Nomos: Baden-Baden, 2018),
338 Seiten

1) Elisabeth Eaves (February 8, 2021), Why is America getting a new $100 billion nuclear weapon? Bulletin of the
Atomic Scientists, Why is America getting a new $100 billion nuclear weapon? - Bulletin of the Atomic Scientists
(https://thebulletin.org/2021/02/why-is-america-getting-a-new-100-billion-nuclear-weapon/)
2) Joe Biden Speech on Foreign Policy, Transcript February 4: “America is Back” (Feb 4, 2021),
(https://www.rev.com/blog/transcripts/joe-biden-speech-on-foreign-policy-transcript-february-4-america-is-back).
3) Der Autor wurde von Pascal Lottaz, Universität Tokyo, auf diese grundsätzliche Frage aufmerksam gemacht.
4) European Council on Foreign Relations (January 19, 2021), The crisis of American power: How Europeans see
Biden’s America, Policy Brief,
(https://ecfr.eu/publication/the-crisis-of-american-power-how-europeans-see-bidens-america/).
5)Der schmale chinesisch-russische Streifen zwischen der Mongolei und Kasachstan kann leicht durch Verhandlun-
gen in den Gürtel einbezogen oder überbrückt werden.
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LESERBRIEF

Danke für betrifft frieden Nr. 5/2020, das war eine be-
sonders interessante Ausgabe. Norman Paech war
für mich wichtig, bezüglich der „gewalthemmenden
Funktion des Vetos“, eine für mich neue Sicht bei all
dem, was Vetos auch verhindern, wenn noch so viele
Staaten etwas anderes wollen.

Aber ganz besonders wichtig fand ich den Artikel von
Andreas Zumach zur Europäischen Sicherheit, dem
wünsche ich noch eine viel größere Verbreitung.
Vielleicht wären auch Aktionen anstoßbar, unsere
EU-Abgeordnete damit zu konfrontieren, ihre Mei-
nung einzuholen, sie zu befragen, wofür sie sich ein-
setzen.

Karl Helmreich (mittels Mail)

Große Freude gibt es über das Inkrafttreten des Nu-
klearwaffenverbotsvertrages (TPNW) und viel
Stolz über den Beitrag Österreichs. Vermutlich im
Jänner 2022 wird es in Wien das erste Staatentreffen
geben. 54 Länder haben aktuell ratifiziert, 2021:
Kambodscha (22.1.), Philippinen (18.2.) und Komo-
ren (19.2.).

Am 16.2.2021 starb der US-amerikanische Herzspe-
zialist Bernard Lown knapp vor seinem 100. Ge-
burtstag. Zusammen mit dem russischen Kar-
diologen Jewgeni Tschasow erhielt Lown 1985 den
Friedensnobelpreis. Beide Mediziner waren sich
während des Kalten Kriegs einig, dass die gegen-
seitige Bedrohung mit Atomwaffen beendet werden
müsse und diese Waffen abgerüstet gehören. Die
Gründung der Internationalen Ärzte zur Verhütung
des Atomkriegs (IPPNW) 1980 ging auf ihre Initia-
tive zurück. Die Auswirkungen von atomarer Bedro-
hung und des AW-Einsatzes ließen keine
medizinische Hilfe zu, und Kriegsverhinderung sei
damals wie heute notwendig, so einige Ziele von
IPPNW. Die NGO ist heute weltweit tätig und hat
auch eine österreichische Sektion.

Die EU-Grenzschutzagentur Frontex steht mehrfach
unter Kritik. Neben vermuteter Menschenrechtsver-
letzungen, wie illegale Rückweisung von Flüchtlin-
gen (Pushbacks), scheint Frontex bei bedenklichen
Kontakten mit Lobbyisten das EU-Parlament belo-
gen zu haben. Bei 16 dokumentierten Treffen mit
Vertretern von Rüstungsfirmen ging es um Ausrü-
stung und Bewaffnung für Frontex. Obwohl die EU
mit Beginn 2021 bestimmten Frontex-Personen
Handfeuerwaffen erlaubt, verbietet das polnische
Recht (Frontex-HQ in Warschau) jegliche Bewaff-
nung. Frontex informierte sich bei geheimen Treffen
unter anderem mit Austrian Institute of Techno-
logy (AIT) und mit Pistolenhersteller Glock, wie Me-
dien berichteten. Glock soll zudem nicht in der
Transparenzdatenbank der EU für Lobbyisten auf-
scheinen.

Manfred Sauer,
Redaktion

Liebe Leserinnen und Leser!

REDAKTIONELLES

ERRATUM

In der betrifft frieden Ausgabe 5/2020 war beim
Beitrag über 75 Jahre Vereinte Nationen der Name
des Autors fehlerhaft. Korrekt heißt der Autor Univ.
Prof. Norman Paech. Wir bedauern unseren Feh-
ler und entschuldigen uns.

ÄNDERUNG DER VEREINSADRESSE

ACHTUNG WICHTIGE INFORMATION
Ab 2021 ist die Herausgeberadresse von be-
trifft frieden bzw. die Adresse des Österrei-
chischen Friedensrates wie folgt:

ÖFR 1060 Wien, Webgasse 37/3/5/42

EDITORIAL

Die Redaktion dankt für bereits eingezahlte und
zukünftige ABO-Beiträge und Spenden für
2021.
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Am 22. Jänner 2021 tritt der Nuklearwaffenverbots-
vertrag (TPNW Treaty on the Prohibition of Nuclear
Weapons) in Kraft. 75 Jahre nach den Atombom-
benabwürfen über Hiroshima und Nagasaki, die hun-
derttausenden Zivilisten unermessliches und bis
heute nachwirkendes Leid verursacht haben, gibt es
nun ein klares völkerrechtliches Verbot dieser Mas-
senvernichtungswaffe. Verbote von Biologie- und
Chemiewaffen (B/C Waffen) sind schon vor Jahr-
zehnten durch die entsprechenden Konventionen
verhängt worden.

Die Faktenlage

Bereits die erste Resolution der ersten Tagung der
UN-Generalversammlung forderte 1946 die Zerstö-
rung aller Nuklearwaffen. Dieses zentrale Anliegen
hat seither viele Initiativen motiviert, darunter den
1970 in Kraft getretenen Nichtweiterverbreitungsver-
trag (NPT). Dieser grundlegende Vertrag stellt einen
Deal zwischen den Nichtnuklearwaffenstaaten, die
sich verpflichten, keine Nuklearwaffen zu erwerben
oder zu entwickeln, und den Nuklearwaffenstaaten,
die sich zur nuklearen Abrüstung verpflichten, dar.
50 Jahre später haben die NW-Staaten das Ziel der
nuklearen Abrüstung bei weitem noch nicht erreicht,
ja, sie haben nicht einmal damit begonnen, einen
Plan auszuarbeiten, wie sie dabei vorgehen wollen.
2020 befanden sich nach Abgabe der American Fe-
deration of Scientists etwa 13.410 NW-Sprengköpfe
in den Arsenalen der neun nuklear bewaffneten
Staaten, von denen fünf Vertragspartei des NPT
sind. Statt abzurüsten betreiben sie milliarden-
schwere Modernisierungsprogramme und stützen
ihre künftige Sicherheitspolitik auf die Beibehaltung
ihrer nuklearen Bewaffnung, obwohl sie sich nach
wie vor zur im Jahr 2000 abgegebenen unzweideu-
tigen Verpflichtung zur vollkommenen Eliminierung
ihrer Nuklearwaffen bekennen.

Bei B/C Waffen löste die Vertragsnorm den Zerstö-
rungsprozess aus. Ein rechtliches Verbot ist zur Be-
seitigung einer ganzen Waffenklasse erforderlich.
Darüber hinaus wird es auch benötigt, um künftige

Wiederbeschaffungsversuche zu untersagen, denn
das Wissen zum Bau von Nuklearwaffen bleibt ja be-
stehen. Daher ist es unbestritten, dass eine Welt
ohne Nuklearwaffen nicht ohne eine rechtliche Ver-
botsnorm erreicht werden kann.

Seit der Annahme des, noch immer nicht in Kraft ge-
tretenen – Umfassenden Atomteststoppvertrages
(CTBT) 1996 durch die UN-Generalversammlung
wurden keine multilateralen nuklearen Abrüstungs-
verhandlungen mehr geführt. Das zuständige Organ,
die Konferenz für Abrüstung in Genf, war aufgrund
des Konsensprinzips seit damals nicht einmal in der
Lage, sich auf eine Tagesordnung zu einigen. Daher
startete Österreich gemeinsam mit Mexiko und Nor-
wegen in der UN-Generalversammlung eine Initia-
tive, um multilaterale nukleare Abrüstungsver-
handlungen weiterzuführen. Als Ergebnis wurden
zweimal Arbeitsgruppen zur Erarbeitung eines Pro-
gramms für solche Verhandlungen eingesetzt. Der
Bericht der Arbeitsgruppe aus dem Jahr 2016 ent-
hält u.a. die Aufforderung, Verhandlungen über ein
Verbot von Nuklearwaffen im Rahmen der UN-Ge-
neralversammlung zu beginnen. Die von Österreich
daraufhin gemeinsam mit anderen Ländern in der
UN-Generalversammlung vorgelegte Resolution er-
hielt eine klare Mehrheit, weshalb 2017 Verhandlun-
gen zur Ausarbeitung einer Verbotskonvention in
New York stattfanden.

Der Vertrag

Obwohl sie zu den Verhandlungen eingeladen
waren, nahmen die NW-Staaten und jene Länder,
die unter ihrem „nuklearen Schirm“ stehen, mit Aus-
nahme der Niederlande, nicht an den Verhandlun-
gen teil. Botschafter der NW-Staaten und einige ihrer
Alliierten hielten zu Verhandlungsbeginn sogar einen
Protestevent in der Generalversammlungshalle ab,
bei dem die US-Botschafterin Nick Haley erklärte, als
Mutter könne sie nicht für ein Nuklearwaffenverbot
sein. Dieser Verhandlungsboykott widersprach den
jährlichen US-Statements, dass eine rechtliche Ver-
botsnorm zur Erreichung einer nuklearwaffenfreien

TPNW

ZUM INKRAFTTRETEN DES NUKLEARWAFFENVERBOTSVERTRAGES
THOMAS HAJNOCZI
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TPNW

Welt nötig sei. Durch ihr Fernbleiben beschleunigten
die NW-Staaten den Verhandlungsfortschritt, denn
nun hatten sämtliche Verhandlungsteilnehmer ein In-
teresse an konstruktiven und ergebnisorientierten
Verhandlungen und am Zustandekommen eines
guten Vertragstextes. Am 7. Juli 2017 wurde von 122
Staaten bei Gegenstimme der Niederlande und Ent-
haltung von Singapur der Vertragstext angenommen.

Der Vertrag verbietet Entwicklung, Erprobung, Pro-
duktion, Transfer, Besitz, Lagerung, Gebrauch und
Drohung mit der Anwendung von Nuklearwaffen. Er
untersagt auch die Stationierung von fremden Nu-
klearwaffen, sowie diese verbotenen Tätigkeiten zu
unterstützen, dazu zu ermutigen und veranlassen.
Staaten, die noch Nuklearwaffen besitzen oder auf
ihrem Territorium stationiert haben, können auch bei-
treten unter der Bedingung, dass sie sich zu Zerstö-
rung oder Entfernung mit einem zeitgebundenen
Plan rechtlich verpflichten. Durch den Vertrag wer-
den zudem die Sicherheitsabkommen der Atom-
energiebehörde (IAEA) gestärkt, denn er verlangt
solche von allen Vertragsparteien, verbietet, diese
bei Bestehen auf ein niedrigeres Niveau abzusen-
ken, und verlangt dass erstmals auch die NW-Staa-
ten Sicherheitsabkommen für alle nukleare
Aktivitäten eingehen. Weiters werden Berichtslegung
und innerstaatliche Umsetzungsmaßnahmen wie
z.B. strafrechtliche Bestimmungen gefordert. Auch

Bestimmungen über Opferhilfe und Umweltsanie-
rung, internationale Zusammenarbeit und Hilfe, re-
gelmäßige Vertragsstaatentreffen genauso wie die
üblichen rechtlichen Fragen finden sich im Vertrags-
text.

Bei den Verhandlungen wurde größte Sorgfalt dar-
auf gelegt, dass der TPNW im vollen Einklang mit
dem NPT steht. In der Präambel bekräftigt er die ent-
scheidende Rolle des Nichtweiterverbreitungsver-
trags und bezeichnet diesen als Eckpfeiler des
nuklearen Abrüstungs- und Nichtverbreitungsre-
gimes. Der TPNW ist für die volle Verwirklichung der
nuklearen Abrüstungsbestimmung im NPT nötig und
steht in keinerlei Gegensatz zum NPT, sondern
stärkt diesen.

Der TPNW wurde im September 2017 bei den Ver-
einten Nationenn in New York zur Unterzeichnung
aufgelegt, die bis Jänner 2021 durch 86 Staaten er-
folgt ist. Die für das Inkrafttreten nötige Anzahl von
50 Ratifikationen wurde im Oktober 2020 erreicht,
sodass das Inkrafttreten 90 Tage später, nämlich am
22. Jänner 2021, erfolgt.

Botschafter i.R. Mag. Dr. Thomas Hajnoczi war
bis Ende 2020 Leiter der Abteilung Abrüstung,
Rüstungskontrolle und Non-Proliferation im Au-
ßenministerium (BMEIA)

22.1.2021 Minoritenplatz
Pressekonferenz Minister Schallenberg

Fotos: Archiv betrifft frieden

22.1.2021 Minoritenplatz
Zivilgesellschaft trifft BMEIA. Links vorne

Botschafter Kmett, links hinten Botschafter i.R. Hajnoczi



BETRIFFT FRIEDEN - STIMMEN ZUR ZEIT - SEITE 6 -

TPNW

Foto: Nadja Schmidt

Alle Neune für Abrüstung
Einladung des Internationalen Versöhnungsbundes und der Internationalen Kampagne zur

Abschaffung von Atomwaffen (ICAN, Friedensnobelpreis 2017) an die „nuclear nine“
(USA, Russland, China, Großbritannien, Frankreich, Indien, Pakistan, Nordkorea und Israel),

den Atomwaffenverbotsvertrag zu ratifizieren.
Zusammenstellung: Thomas Roithner, Fotos: ICAN, Internationaler Versöhnungsbund
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Der Kernwaffenverbotsvertrag ist am 22. Januar
2021 nach der Ratifikation des 50. Staates in Kraft
getreten. Dies ist ein Meilenstein in der multilateralen
Diplomatie und ein Paradigmenwechsel in den inter-
nationalen Bemühungen, das Nuklearwaffenproblem
zu regeln. Bereits die erste Resolution der General-
versammlung der Vereinten Nationen 1946 sprach
sich für die völlige Eliminierung von Nuklearwaffen
aus. Erstmals setzt nun der Verbotsvertrag eine völ-
kerrechtliche Verbotsnorm dieser Waffen, explizit ba-
sierend auf ihren katastrophalen humanitären
Auswirkungen und den großen Risiken, die die kol-
lektive Praxis der nuklearen Abschreckung mit sich
bringt. Österreich war federführend an der Initiative
beteiligt, diesen Vertrag zu durchzusetzen.

Der Fokus auf die humanitären Dimension und Risi-
ken von Nuklearwaffen – etwa bei der diesem Thema
gewidmeten Wiener Konferenz im Dezember 2014 -
hat gezeigt, dass diese Auswirkungen, sollte es zur
Explosion von nur einer Nuklearwaffe, oder sogar zu
einem nuklearen Konflikt kommen, in Wahrheit noch
viel gravierender sind als bislang angenommen.
Ebenso sind aber die Risiken im Zusammenhang mit
dem Besitz dieser Waffen und dem (Irr)Glauben an
die Sicherheit und Stabilität der nuklearen Ab-
schreckung, oder auch von Unfällen durch techni-
schen oder menschlichen Fehler viel beträchtlicher,
als das der Öffentlichkeit weitgehend bewusst ist.
Erst Ende Januar haben die ExpertInnen der noch
auf Albert Einstein zurückgehenden „Doomsday
Clock“ - der „Weltuntergangsuhr“ - festgestellt, dass
das existentielle Risiko durch Nuklearwaffen heute
größer ist als sogar zur Zeit des Kalten Krieges. Es
gibt heute mehr nukleare Akteure, mehr Krisenherde
und Spannungen mit nuklearem Eskalationspoten-
tial und massive nukleare Wiederaufrüstungstrends
in allen Nuklearstaaten. Die Experten haben die
Weltuntergangsuhr daher auf 100 Sekunden vor Mit-
ternacht gestellt.

Der Verbotsvertrag folgt der Logik, dass es keine
richtigen Hände für die falschen Waffen gibt, wie dies
der Generalsekretär der Vereinten Nationen Ban Ki-
Moon 2013 formuliert hat. Damit ist der Vertrag eine

wesentliche normative Ergänzung und Weiterent-
wicklung des Atomwaffensperrvertrags (NPT), der
zwar den meisten Staaten die Entwicklung von Nu-
klearwaffen verbietet, den Nuklearmächten hingegen
ein Recht einräumt, diese Waffen zu besitzen, das
allerdings durch die Verpflichtung zur nuklearen Ab-
rüstung konditioniert ist. Diese zentrale Bedingung
des NPT ist aber von den Nuklearwaffenstaaten
auch mehr als 25 Jahre nach dem Ende des Kalten
Krieges und 50 Jahre nachdem der NPT in Kraft trat,
nicht einmal annähernd erfüllt worden. Der Verbots-
vertrag etabliert nun eine klare Verbotsnorm, die sich
gegen diese Massenvernichtungswaffe per se rich-
tet. Dadurch unterstreicht der Vertrag, dass der nu-
kleare status quo und die Permanenz des nuklearen
Damoklesschwertes über den Köpfen der gesamten
Menschheit von der überwiegenden Mehrheit der in-
ternationalen Staatengemeinschaft als nicht länger
legitim und rechtens gesehen wird. Zudem bildet ein
klares Verbot die rechtliche Grundlage auf der tat-
sächliche Abrüstungsschritte gesetzt werden können
und das Ziel einer Welt ohne Nuklearwaffen erreicht
werden kann. Auch bei anderen Waffengattungen,
von Chemiewaffen bis Biologiewaffen über Antiper-
sonenminen und Streumunition wurde zuerst ein völ-
kerrechtliches Verbot als Basis für die Eliminierung
dieser Waffen etabliert.

Das Inkrafttreten des Verbotsvertrags ist natürlich
nur ein erster Schritt, zumal derzeit die Nuklear-
mächte die Argumente, auf denen der Verbotsver-
trag basiert, ablehnen und nach wie vor auf das
prekäre Konzept der nuklearen Abschreckung set-
zen. Nun gilt es daher den jungen Vertrag und seine
normative Kraft zu stärken. 2017 haben 122 Staaten
den Vertrag bei den Verhandlungen angenommen
und bislang haben ihn 54 Staaten ratifiziert. Jeder
zusätzliche Vertragsbeitritt ist eine Gelegenheit zu
demonstrieren, dass die internationale Delegitimie-
rung von Nuklearwaffen immer größer und klarer
wird. Die Argumentation zu den humanitären Aus-
wirkungen von Nuklearwaffen und ihren Risiken ist
zwingend und wirft profunde Fragen hinsichtlich der
Legalität, Legitimität und der Nachhaltigkeit eines auf
der Drohung von Massenvernichtung aufgebauten

TPNW

KOMMENTAR
ALEXANDER KMENTT
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Sicherheitsverständnisses auf. Mit der progressiven
Stärkung des Vertrages und dem größeren Engage-
ment der Zivilgesellschaft wird diese Argumentation
– dies ist zumindest das Ziel – den Diskurs zu Nu-
klearwaffen verändern und erzeugt Druck, die im
NPT gegebenen Abrüstungsverpflichtungen auch
tatsächlich und ernsthaft umzusetzen.

Gerade die Covid-Pandemie hat gezeigt, wie ver-
wundbar und fragil unsere Gesellschaften sind und
wie unser aller kollektive Sicherheit in Wahrheit un-
trennbar miteinander verknüpft ist. Der Covid-Virus
wird die Menschheit, bei allen gravierenden Proble-
men, mit denen wir jetzt zu kämpfen haben, nicht
auslöschen. Nuklearwaffen haben dieses Potential
hingegen sehr wohl. So haben die ExpertInnen der
„Weltuntergangsuhr“ auch gewarnt, dass die jetzige
Pandemie ein Weckruf sein muss,(1) um das Nukle-
arwaffenproblem ein für alle Mal zu lösen.

(1) https://thebulletin.org/doomsday-clock/current-time

Botschafter Mag. Alexander Kmentt ist seit 2021
Leiter der Abteilung II.10 Abrüstung, Rüstungs-
kontrolle und Non-Proliferation im österreichi-
schen Außenministerium (BMEIA). Alexander
Kmentt wurde 2014 zur internationalen Abrü-
stungspersönlichkeit gewählt.

TPNW

”Solange Atomwaffen noch existieren,
bedrohen sie unsere Existenz.

Mit dem Inkrafttreten des Verbotsvertrags
sind sie angezählt.

Am 22. Jänner ist es soweit.

Außenminister Alexander Schallenberg
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Warum braucht es ein Nuklearwaffenverbot?

Der TPNW ist ein Ergebnis der zunehmenden Fo-
kussierung auf die katastrophalen humanitären Kon-
sequenzen und die inakzeptablen Risiken von
Nuklearwaffen. Dazu haben die drei Konferenzen
über die humanitären Auswirkungen in den Jahren
2013 und 2014 in Oslo, Nayarit (Mexiko) und Wien
beigetragen. Dort wurde von führenden Experten der
neueste Stand der Wissenschaft dazu vorgestellt.
Begriffe wie „nuklearer Winter“, der zu Millionen
Toten selbst auf von einer nuklearen Konfrontation
verschont gebliebenen Kontinenten führt, und die
Gefahren eines Hacking von Nuklearwaffensyste-
men sind inzwischen auch der breiten Öffentlichkeit
bekannt. Selbst die besten medizinischen und hu-
manitären Hilfskapazitäten würden bei weitem nicht
ausreichen, um den Opfern wirkungsvolle Hilfe zu
bieten.

Die Risiken von Nuklearwaffen sind trotz aller Ver-
suche der NW-Staaten, dieses möglichst gering zu
halten, beträchtlich. Solange es Nuklearwaffen gibt,
können diese jederzeit aufgrund eines Irrtums, Miss-
verständnisses oder technischen Gebrechens und
nicht nur eines Einsatzbefehls detonieren. Schon
mehrmals wäre eine Nuklearwaffenexplosion bei-
nahe ausgelöst worden und konnte nur mit Glück in
letzter Sekunde verhindert werden. Dass es bisher
noch nicht dazu gekommen ist, vermindert die Wahr-
scheinlichkeit des Eintretens einer solchen Katastro-
phe keineswegs. Wie beim Roulette, wo man
mitunter eine Serie von fünfmal schwarz hinterein-
ander erleben kann, weiß man, dass die Kugel ir-
gendwann einmal auf rot landen wird.

Die einzige Garantie, dass es nie dazu kommt und
die katastrophalen humanitären Auswirkungen sicher
nicht eintreten, bietet ein Nuklearwaffenverbot mit
anschließender Zerstörung aller Nuklearwaffen.
Daher hat Österreich am Ende der Konferenz über
die humanitären Konsequenzen von Nuklearwaffen
im Dezember 2014 in Wien im „Austrian Pledge“ ‒
später in „Humanitarian Pledge“ umbenannt – zu
einem Verbot von Nuklearwaffen aufgerufen, um die

rechtliche Lücke zu schließen. Dieser Erklärung
schlossen sich in der Folge über 130 Staaten an. Der
ehemalige Außenminister Kurz hat vor der UN-Ge-
neralversammlung bereits 2015 eine Erklärung zu
den humanitären Folgen der Nuklearwaffen im Nah-
men von sogar 159 Ländern abgegeben.

Die Konferenzen über die humanitären Konsequen-
zen von Nuklearwaffen fanden ebenso wie die Ver-
tragsverhandlungen unter starker Beteiligung der
Wissenschaft, Nichtregierungsorganisationen und in-
ternationaler Organisationen statt. Dieses für die Di-
plomatie des 21. Jahrhunderts typische Multi-
stakeholder Modell bei Fragen von grundlegender
Bedeutung für die Zukunft der Menschheit hatte sich
zuvor schon im Umweltbereich bewährt. In Anerken-
nung des Beitrags der Zivilgesellschaft erhielt ICAN
(International Coalition against Nuclear Weapons)
2017 den Friedensnobelpreis verliehen. Die Bedeu-
tung der Rolle der Zivilgesellschaft unterstreichen die
Meinungsumfragen in NW-Staaten, die eine Mehr-
heit für ein Verbot und die Vernichtung von Nuklear-
waffen zeigen.

So sehen wir das:

Die Etablierung eines breiteren Sicherheitsbegriffes
in den letzten Jahren war mitprägend für die Prämis-
sen des TPNW. Nationale und humanitäre Sicherheit
kontrastieren nicht, sondern nationale Sicherheit ist
die Sicherheit der in einem bestimmten Land leben-
den Menschen. Diese würde im Falle des Einsatzes
von Nuklearwaffen durch ihren Heimatstaat in be-
sonderer Weise leiden. Erstens durch einen zu er-
wartenden nuklearen Gegenschlag des ange-
griffenen Landes und zweitens durch die globalen
Auswirkungen einer Detonation von Nuklearwaffen.

Die NW-Staaten argumentieren damit, dass sie ihre
Nuklearwaffen ohnehin nicht einsetzen wollen, aber
ihre Existenz für die Aufrechterhaltung der Sicherheit
durch nukleare Abschreckung unersetzlich sei. Ob

TPNW

DIE BESONDERE RELEVANZ UND UNSERE SICHT
AUF DIE ENTWICKLUNG DES TPNW

THOMAS HAJNOCZI
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die „mutual assured destruction“ (MAD) in der bipo-
laren Welt des Kalten Krieges einst eine Wirkung bei
der Konfliktverhinderung gespielt hat oder nicht, lässt
sich nicht beweisen. Fest steht, dass die in der heu-
tigen multipolaren Welt mit der Möglichkeit des Hak-
kens von NW-Systemen und Überschallflugraketen
mit bis zu 20facher Schallgeschwindigkeit nicht mehr
funktionieren kann. Da das Konzept der nuklearen
Abschreckung im Ernstfall mit der Glaubhaftigkeit
des tatsächlichen Einsatzes steht und fällt, wäre es
ohne Bereitschaft zur Auslöschung von wohl Millio-
nen von Menschen durch Nuklearwaffen wirkungs-
los. Schon Präsident Reagan meinte, wenn man die
Nuklearwaffen nur zur nuklearen Abschreckung be-
halte, wäre es besser, sie zu beseitigen.

Der TPNW wird von jenen Ländern abgelehnt, die
die fortdauernde Existenz dieser Massenvernich-
tungswaffengattung im Widerspruch zur Verpflich-
tung aus dem Nichtweiterverbreitungsvertrag (NPT)
befürworten. Wenn man eine Welt ohne Nuklearwaf-
fen nicht anstrebt, dann muss man logischerweise
auch gegen ein Nuklearwaffenverbot eintreten.
Diese Haltung steht im deutlichen Kontrast dazu,
dass dieselben Staaten voll hinter dem Verbot der
anderen Massenvernichtungswaffen stehen.

Mit der Ausarbeitung des TPNW hat die breite Staa-
tenmehrheit, die tatsächlich eine nuklearwaffenfreie
Welt wünscht, angesichts des jahrzehntelangen Still-
standes bei den Abrüstungsbemühungen nicht mehr
länger auf die NW-Staaten gewartet, sondern ist
selbst aktiv geworden. Die NW-Staaten zeigen sich
betroffen, dass ihnen das Monopol über die Abrü-
stungsdiplomatie- und verträge zu Nuklearwaffen
verloren gegangen ist.

Da die Nicht-NW-Staaten die Nuklearwaffen anderer
nicht zerstören können, ist der TPNW als reiner Ver-
botsvertrag angelegt worden. Kritik, dass er keine
einzige Nuklearwaffe beseitigt und auch keine de-
taillierten Verifikationsbestimmungen enthält, geht
daher am Vertragszweck vorbei. Der TPNW schafft
die rechtliche Basis für eine echte nukleare Abrü-
stung, ohne deren genaue Details wie die konkrete
Verifikation vorwegzunehmen. Das drückt schon der
Titel der Vertragsverhandlungen aus, wo es heißt:
„mit dem Ziel ihrer vollständigen Vernichtung“. Das
bedeutet, dass der TPNW nur einen – allerdings we-

sentlichen – Schritt hin zu einer nuklearwaffenfreien
Welt setzt, dem noch weitere folgen müssen.

Da der Einsatz von Nuklearwaffen vorsätzlich große
Leiden verursacht, zwischen Kombattanten und Zi-
vilpersonen nicht unterscheidet, ja sogar überwie-
gend Zivilpersonen zu Schaden kommen lässt und
unverhältnismäßig wirkt, wird er zumeist als dem
Kriegsvölkerrecht widersprechend angesehen. Der
TPNW hat nun die nötige rechtliche Klarheit gebracht
und den logischen Schritt gesetzt, dass nicht nur der
Einsatz, sondern die Nuklearwaffen an sich verboten
werden.

Auch wenn die NW-Staaten und Staaten, die unter
deren nuklearem Schirm bleiben wollen, in den näch-
sten Jahren dem Vertrag kaum beitreten werden,
zeigt der TPNW bereits beträchtliche politische Wir-
kung. Das demonstrieren die NW-Staaten selbst,
indem sie mit großem Engagement gegen den Ver-
trag Propaganda zu machen versuchen – sie hätten
ihn auch ignorieren können. Der Druck auf die NW-
Staaten, endlich abzurüsten, hat sich erhöht, eine
klare Staatenmehrheit arbeitet nun geeint mit dem
Ziel der Eliminierung der Nuklearwaffen zusammen.
Auch wirtschaftliche Implikationen liegen bereits vor.
Immer mehr große Investitionsfonds, etwa der nor-
wegische Ölfonds, streichen Unternehmer der NW-
Industrie aus ihrem Portefeuille.

Mit dem Inkrafttreten ist der TPNW zweifelsfrei Teil
der internationalen Abrüstungsarchitektur und leistet
seine Beitrag im Zusammenspiel mit den anderen
Abrüstungsverträgen.

Österreich wird seine Führungsrolle auch beim 1.
Vertragsstaatentreffen in Wien in einem Jahr fortset-
zen. Denn wie Außenminister Schallenberg vor der
UN-Generalversammlung sagte: „Nuklearwaffen
können keine Sicherheit bringen, vielmehr stellen sie
eine Bedrohung unserer Sicherheit dar“.

Botschafter i.R. Mag. Dr. Thomas Hajnoczi war
bis Ende 2020 Leiter der Abteilung Abrüstung,
Rüstungskontrolle und Non-Proliferation im Au-
ßenministerium (BMEIA) und ist u.a. im Beirat
des International Institute for Peace (IIP), Wien

TPNW
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Vor gut einem Jahr begann die türkis-grüne Bundes-
regierung mit der Umsetzung ihres Regierungspro-
gramms. Darin enthalten: die Prüfung der
Einrichtung eines Zivilen Friedensdienstes (ZFD).
Durch den Einsatz von erfahrenen und spezifisch
ausgebildeten Friedensfachkräften sollen lokale
Partnerorganisationen in Krisen- und Konfliktgebie-
ten in Fragen von Gewaltprävention und Verhinde-
rung von Gewalt, ziviler Konfliktbearbeitung und
Friedensförderung auf Augenhöhe unterstützt wer-
den. Konzeptgemäß soll der ZFD als Gemein-
schaftswerk von Staat und Zivilgesellschaft um-
gesetzt werden. Er ist kein Ersatz für die Instrumente
des Staates, sondern eine wertvolle Ergänzung. Der
Zivile Friedensdienst agiert ausschließlich auf ge-
waltfreier Basis und bringt unterschiedliche Metho-
den ziviler Konfliktbearbeitung und Menschen-
rechtsschutz unter besonderer Berücksichtigung von
Frauen in Friedensprozessen zur Anwendung.

Nun waren die vergangenen 12 Monate vornehmlich
durch die Pandemie geprägt, aber dennoch wurden
wichtige Fortschritte in Richtung des ZFD erzielt. Der
parlamentarische Entschließungsantrag, der vom
Außenminister und der Bundesregierung fordert,
„ehestmöglich mit der Planung (…) unter umfassen-
der Einbindung der Zivilgesellschaft zu beginnen“
fand breite Unterstützung der Parteien. Das zivilge-
sellschaftliche Koordinationskomitee – der nicht-
staatliche Ansprechpartner für staatliche Stellen –
setzt sich seit Monaten zielgerichtet mit Einzelfragen
zur Umsetzung auseinander. Ein ZFD-Pilotprojekt
des Versöhnungsbundes zum Schutz von Men-
schenrechten und lokalen Umweltinitiativen ist seit
November 2020 in Kolumbien operativ. Ein staatlich
finanziertes Pilotprojekt zum Umsetzung des ZFD ist
in Planung. Die Gespräche zwischen staatlichen und
nichtstaatlichen Akteuren finden in einem Klima gro-
ßer Wertschätzung statt.

Die Umsetzung eines – wie das zivilgesellschaftliche
Konzept vorsieht – „eigenständigen Instruments der
österreichischen Außenpolitik“ bedeutet auch, dass
verschiedene Organisationskulturen von staatlichen
und nichtstaatlichen Akteuren zusammenfinden. In

einem Konfliktgebiet zu arbeiten ist nicht auch gleich
die Arbeit am Konflikt selbst. Die Arbeit an den Ur-
sachen, Folgen und Verläufen von Konflikten („wor-
king on conflict“) erfordert nicht den identen Einsatz
von Instrumenten und Methoden wie die Entsendung
von entwicklungspolitischen Fachkräften in Konflikt-
regionen („working in conflict“).

Es braucht – so auch UN-Generalsekretär António
Guterres – einen ganzheitlichen Ansatz zwischen
Frieden und Sicherheit, nachhaltiger Entwicklung
und humanitären Prinzipien („Triple Nexus“). Dem ur-
sprünglichen „Double Nexus“ aus humanitärer Hilfe
und Entwicklung fügte Guterres ab 2016 die Dimen-
sion von Frieden und Konfliktprävention hinzu. Frie-
denspolitisch plädiert Guterres für eine „Kultur der
Prävention“ und regt eine „einsatzfähige Friedensar-
chitektur“ an, die Prävention, Konfliktlösung, Peace-
keeping und Peacebuilding auch langfristig als
„peace continuum“ verankert. In der Konzeption des
Zivilen Friedensdienstes wie auch in Guterres‘ Mög-
lichkeiten spielt die Rolle von Frauen in Friedens-
prozessen eine zentrale Rolle.

Der Friedensbegriff des Konzeptes zum ZFD ist breit
gefächert und greift über die Überwindung und Min-
derung direkter Gewalt hinaus. Der Zusammenhang
mit sozialer Gerechtigkeit, gesellschaftlicher und po-
litischer Teilhabe sowie der Stärkung von politischen,
sozialen und kulturellen Menschenrechten wird auch
international diskutiert. In der Würdigung von ent-
wicklungspolitischen, humanitären und friedenspoli-
tischen Methoden und Werkzeugen ist also auch die
Lupe entscheidend, mit der auf Herausforderungen
der menschlichen Entwicklung geblickt wird.

Thomas Roithner ist Friedensforscher und Pri-
vatdozent für Politikwissenschaft, Pete Häm-
merle arbeitet beim Internationalen Ver-
söhnungsbund – Österreichischer Zweig. Beide
leiten die Kampagne zur Einführung von
#ZivilerFriedensdienstÖsterreich.

Die Zeitschrift „Spinnrad“ mit dem Schwerpunkt zum Zivilen Frie-
densdienst ist kostenlos unter https://bit.ly/3sy7PPl einsehbar.

ZFD

ZIVILER FRIEDENSDIENST IN ÖSTERREICH
THOMAS ROITHNER, PETE HÄMMERLE
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Kirchliche Aussagen
zum TPNW

Papst Franziskus zum Inkrafttreten des TPNW:
„Der Einsatz von Atomwaffen hat zerstörerische
Wirkung“. In der Enzyklika „Fratelli tutti“ verlangt
er die vollkommene Abschaffung der AW als
„moralische und humanitäre Pflicht“ und regt an,
eingesparte Rüstungsausgaben in einen Welt-
fonds gegen Hunger und für Entwicklung fließen
zu lassen.

Die Bischöfe von Pax Christi (dt. Sektion) Kohl-
graf und Justitia et Pax (dt. Kommission) Wil-
mer:
„Die atomare Abschreckung, die vermeintlich Si-
cherheit suggeriert, baue auf dem unvorstellba-
ren Vernichtungspotential von Nuklearwaffen
auf. Kein Konfliktgeschehen kann in unseren
Augen den Einsatz von Kernwaffen legitimie-
ren.“

Ob die Termine stattfinden können ent-
scheiden die Vorgaben des Gesundheits-
ministerium auf Grund der aktuellen
Coronalage.

Friedensinitiative 22

Donaucitykirche, Donaucitystraße 2, 1220
Wien (U1 Kaisermühlen/VIC)
ACHTUNG: Die Veranstaltungen finden in der
Kirche statt und beginnen um 18 Uhr.

Di. 11. Mai 2021, 18 Uhr, Gestern nicht ver-
gessen. Texte und Lieder zwischen Hitler,
Hiroshima und Heute mit Ernst TOMAN (FI
22)

Di. 8. Juni 2021, 18 Uhr, Abrüstung und Rü-
stungskontrolle – ein vielstöckiges Haus
auf wackligem Grund. Manfred SAUER (be-
trifft frieden)

TPNW


